
Die EU-Kommission hat im November 2022 Vor-
schläge zur Reform der Europäischen Fiskalregeln 
vorgelegt. Damit reagierte sie auf gravierende 
Probleme des aktuell gültigen Regelwerkes. Die 
Europa-SPD unterstützt die Reform der Europäi-
schen Fiskalregeln ausdrücklich. Das fiskalpoliti-
sche Rahmenwerk muss an die heutigen Realitä-
ten angepasst werden. Das heißt, dass wir neue 
und bessere Regeln brauchen für nachhaltige 
Staatsfinanzen und gleichzeitig finanzielle Spiel-
räume für Zukunftsinvestitionen. 

Die klimaneutrale Transformation der EU kann in 
einem gemeinsamen Binnenmarkt mit gemein-
samer Währung und gleichzeitig unterschiedli-
chen nationalen Wirtschaftsstrukturen sowie re-
gionalen und sektoralen Spezialisierungen nur als 
europäisches Projekt gelingen.  
Daher brauchen wir dringend einen entschlos-
senen, koordinierten und solidarischen Ansatz 
der europäischen Wirtschaftspolitik, um die wirt-
schaftliche, soziale und energetische Krise ge-
meinsam anzugehen und ein Auseinanderdriften 
der EU zu verhindern.

Für eine gelungene Reform der Fiskalregeln ist 
nach Auffassung der SPD-Europaabgeordneten 
künftig eine Unterscheidung zwischen konjunk-

turellen Krisen- und Aufschwungphasen erfor-
derlich. Außerdem müssen die neuen Regeln ein 
stärkeres Augenmerk auf die nachhaltige Finan-
zierung von öffentlichen Ausgaben legen. 

  DIE REFORM SOLLTE AUF DEN 
  FOLGENDEN GRUNDLAGEN  
  BERUHEN:    

n	In Phasen des Aufschwungs muss grundsätz-
lich ein gesundes Gleichgewicht zwischen Staats-
einnahmen und -ausgaben sichergestellt sein, 
sodass Schulden abgebaut und Rücklagen aufge-
baut werden können.

n	Unabhängig von der Schuldenobergren-
ze, muss der notwendige Abbau von Schulden 
künftig wachstumsfreundlich ausgerichtet sein 
und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
Mitgliedstaaten berücksichtigen. Dabei sollte 
der Schuldenabbau im Verhältnis zum Wachs-
tum des Bruttoinlandsproduktes gestaltet wer-
den und nicht starren Entschuldungsraten 
folgen. 

n	Wir müssen das bisherige sanktionsbasierte 
Regelwerk durch anreizorientierte Elemente er-
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gänzen, die für die Mitgliedstaaten ein regel-
konformes Verhalten und Investitionen in eu-
ropäische Prioritäten attraktiver machen sowie 
nationale Reformvorhaben unterstützen. Dazu 
können wir viel von dem Kriseninstrument Next-
GenerationEU (kurz: NGEU) lernen, das gegen die 
Pandemie geschnürt wurde.

n	Für Krisenphasen muss das zukünftig refor-
mierte Regelwerk sicherstellen, dass die Mitglied-
staaten notwendige fiskalpolitische Spielräume 
nutzen können, ohne durch eine „Escape-Clause“ 
das komplette Regelwerk gänzlich auszusetzen. 
Die „Escape-Clause“ sollte in Zukunft nur als Ulti-
ma Ratio bestehen bleiben.

n	Für die Zukunftsfähigkeit der EU ist es von 
zentraler Bedeutung, öffentliche Investitionen 
langfristig auf einem höheren Niveau zu sta-
bilisieren. Auch Staaten mit einem höheren 
Schuldenstand müssen in der Lage sein, die kli-
maneutrale Transformation zu realisieren. Dies 
kann nur europäisch gelingen. Daher müssen 
wir auch eine Antwort darauf geben, wie ein hö-
heres öffentliches Investitionsniveau auch nach 
dem Auslaufen des Wiederaufbaufonds nach 
2026 gesichert wird.

n	Wir brauchen eine stärker harmonisierte und 
regelbasierte EU-Steuerpolitik. Das bedeutet so-
wohl eine striktere Bekämpfung von Steuerhin-
terziehung, Geldwäsche und wirksamere Vor-
kehrungen gegen schädliche Steuerkonkurrenz 
zwischen den Mitgliedstaaten als auch steuerpo-
litische Vereinbarungen, um z.B. Steuersenkungs-
vorhaben einzelner Mitgliedstaaten, die einer 
notwendigen Schuldenreduzierung entgegenste-
hen, zu verhindern.

n	Um die Auswirkungen von Wirtschafts- und 
Finanzkrisen auf die Mitgliedstaaten besser aus-
zugleichen und die Krisenresistenz der EU zu 

stärken, muss der wirtschaftspolitische Rahmen 
der EU durch eine dauerhafte EU-Arbeitslosen-
rückversicherung ergänzt werden. Dazu könnte 
das erfolgreiche Kriseninstrument SURE weiter 
ausgebaut werden. Ein solches Instrument würde 
in Krisenzeiten automatisch in Kraft treten, um 
Kurzarbeit und ähnliche Maßnahmen finanziell 
zu unterstützen.

Bewertung des Kommissionsvorschlags:  
Die von der Kommission vorgelegte Kommunika-
tion adressiert bereits viele Schwächen der bishe-
rigen Fiskalregeln und bildet eine solide Grund-
lage für die Reformdiskussion. Gleichzeitig sind 
noch wichtige Punkte offen und müssen weiter 
konkretisiert werden. 

 JA ZU LÄNDERSPEZIFISCHER  
 FLEXIBILITÄT BEIM ABBAU DER  
 STAATSCHULDEN  

Ein „one size fits all“ ist bei den unterschiedlich 
hohen Schuldenständen, die sich in Folge der Co-
vid-Pandemie und der Energiekrise noch weiter 
vertieft haben, realitätsfern. Ein nachhaltiger und 
wachstumsfreundlicher Weg zum Schuldenab-
bau und dauerhafter Schuldentragfähigkeit ist 
möglich und muss durch entsprechende Regeln 
sichergestellt werden. 

Aber: Wir brauchen gleiche Regeln für alle. Trotz 
mehr länderspezifischer Flexibilität beim Schul-
denabbau müssen alle Mitgliedstaaten nach 
gleichen Maßstäben bewertet und im Ergebnis 
gleichbehandelt werden. Dazu müssen klare und 
transparente Kriterien definiert werden, nach 
denen die Schuldenabbaupfade berechnet und 
die Schuldentragfähigkeitsanalyse durchgeführt 
werden. Die Anforderungen zum Schuldenabbau 
müssen ins Verhältnis zum Wachstum gesetzt 
und die Schuldentragfähigkeit in Abhängigkeit 
von den Staatseinnahmen ermittelt werden. 
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 JA ZU EINER EINZIGEN  
 AUSGABENREGEL  

Der Paradigmenwechsel der Kommission von 
strukturellen Defiziten hin zu einer einzigen Aus-
gabenregel erhöht zugleich die Transparenz und 
reduziert die Komplexität für die Mitgliedstaaten 
bei der Umsetzung der Regeln. Gleichzeitig lässt 
sie einen gewissen Spielraum zwischen ihrem in-
dividuellen Schuldenabbaupfad und der Defizito-
bergrenze von 3% des BIP zur Finanzierung von 
öffentlichen Investitionen zu.  

Aber: Dies wird nicht ausreichen, um die mas-
siven Investitionsbedarfe für die klimaneutrale 
Transformation in Europa zu decken. Viele Län-
der werden diese alleine nicht stemmen können. 
Wir brauchen eine koordinierte und solidarische 
Lösung, um die zukünftigen Herausforderungen 
wie die sozial-ökologische Transformation, die 
Energiewende und die Digitalisierung gemein-
sam anzugehen. Ziel muss es sein, die gesteiger-
ten Investitionen durch NGEU auch nach 2026 zu 
verstetigen, damit dauerhaft öffentliche Investi-
tionen in europäisch definierte Schlüsselbereiche 
sichergestellt werden können, ohne Haushalts-
mittel in anderen wichtigen Bereichen zu kürzen. 
Ein dauerhafter Investitionsmechanismus mit ei-
nem Volumen von etwa einem Prozent der euro-
päischen Wirtschaftskraft nach dem Modell des 
Wiederaufbaufonds, basierend auf EU-Anleihen, 
wäre eine passende Antwort auf die massiven 
Finanzierungsbedarfe der Mitgliedstaaten. Zur 
Re-Finanzierung müssen die Eigenmittel der EU 
ausreichend erhöht werden. 

 JA ZU BESSEREN   
 DURCHSETZUNGSMECHANISMEN   

Während den Mitgliedstaaten mehr Spielraum 
bei der Gestaltung ihrer finanzpolitischen Ziele 
eingeräumt werden soll, sieht die EU-Kommission 

eine strengere Durchsetzung der Regeln und 
Sanktionierung bei Verstößen gegen jene vor. 

Aber: Wo sind die Anreize? Um die Regierungen 
stärker zu motivieren, die Regeln für den Schul-
denabbau und der öffentlichen Ausgaben zu be-
folgen, könnte die Einhaltung der Regeln eine Vor-
bedingung für den Zugang zu Mitteln aus einem 
neuen EU-Investitionsfonds sein. Dies würde das 
Instrumentarium zur Einhaltung der Vorschriften 
durch einen anreizbasierten Ansatz ergänzen.

 JA ZUR ANPASSUNG DER ECONOMIC  
 GOVERNANCE AN DIE ERFOLGE DES  
 EU-WIEDERAUFBAUFONDS 

Die Vorschläge der Kommission zeigen, dass sie 
bereit ist, aus den aus positiven Erfahrungen aus 
NextGenerationEU zu lernen. Dies gilt insbeson-
dere in Hinblick auf die Wechselwirkung zwischen 
Reformen und Investitionen sowie der Einbin-
dung der Mitgliedstaaten in der Entwicklung der 
Wiederaufbaupläne. Aus Sicht der Europa-SPD ist 
dies ein gelungenes Modell für die Zukunft: De-
mokratisch festgelegte Leitlinien auf EU-Ebene 
und Einbindung der Mitgliedstaaten in die Ausar-
beitung der länderspezifischen Reformen, die an 
die Auszahlung von zusätzlichen europäischen 
Mitteln geknüpft sind.

Aber: Die Rolle der Kommission in der künftigen 
EU-Wirtschafts- und Finanzpolitik würde laut den 
aktuellen Vorschlägen gestärkt werden, insbe-
sondere durch die enge Abstimmung mit den Mit-
gliedstaaten bei der Ausarbeitung der nationalen 
Finanz- und Strukturpläne und deren Bewertung. 
Die Europa-SPD fordert, dass entsprechende de-
mokratische Kontrollen und Gegengewichte im 
künftigen Rahmenwerk verankert werden, das 
den Parlamenten auf europäischer und nationa-
ler Ebene eine starke Rolle gibt. Außerdem müs-
sen Sozialpartner:innen eingebunden werden.
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Wir brauchen ein vereinfachtes, flexibleres und 
gleichzeitig verbindlicheres Rahmenwerk für die 
wirtschafts- und finanzpolitische Koordinierung. 
Das heißt eine an der Wirtschaftskraft orientier-
te Ausgabenregel, die mit einheitlich greifenden 
Korrekturmechanismen kombiniert wird, sollten 
einzelne Mitgliedstaaten gemeinsame Zielvor-
gaben verfehlen. Um die künftigen Regeln ver-
bindlicher und auch attraktiver zu machen, soll-
ten außerdem die notwendigen Reformen und 
fiskalischen Anpassungen mit Anreizen durch 
einen verstetigten europäischen Investitions-

fonds verbunden werden, der nach 2026 nahtlos 
an den EU-Wiederaufbaufonds anknüpft. Damit 
kann es dann auch gelingen, die notwendige 
Steigerung öffentlicher Investitionen in europä-
ische Schlüsselbereiche zu gewährleisten und 
aktuelle Herausforderungen im Bereich Klima, 
Energie und Digitalisierung solidarisch zu meis-
tern. Gleichzeitig muss dafür auch die Einnah-
menseite durch stärker koordinierte Steuerpo-
litik und neue europäische Eigenmittel sowohl 
national als auch europäisch gestärkt werden. 

 FAZIT 
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